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 Kein vorläufiges Verbot der weiteren Anwendung der Hausordnung des 

Landtags  

1 GR 69/21 

 

Der Verfassungsgerichtshof für das Land Baden-Württemberg hat mit soeben 

den Beteiligten bekanntgegebenem Beschluss einen Antrag der Fraktion der AfD 

im Landtag von Baden-Württemberg und ihrer Mitglieder auf Erlass einer einst-

weiligen Anordnung gegen die Anwendung von Regelungen der Hausordnung 

des Landtags über eine polizeiliche Zuverlässigkeitsüberprüfung von Mitarbeitern 

der Abgeordneten zurückgewiesen. 

 

Sachverhalt 

 

Die Fraktion der AfD im 16. Landtag von Baden-Württemberg und ihre Mitglieder 

wenden sich mit einem Organstreitverfahren und einem damit verbundenen 

Eilantrag gegen Regelungen der Hausordnung des Landtags von Baden-Würt-

temberg vom 25. September 2019 in der Fassung vom 10. Februar 2021. Darin 

ist unter anderem vorgesehen, dass Mitarbeiter der Abgeordneten erst nach 

Durchführung einer polizeilichen Zuverlässigkeitsüberprüfung durch das Landes-

kriminalamt uneingeschränkten Zugang zu den Räumlichkeiten des Landtags er-

halten. Der Wortlaut der Hausordnung ist auszugsweise im Anhang zu dieser 

Pressemitteilung abgedruckt. 
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Die Fraktion der AfD im Landtag und ihre Mitglieder haben im April dieses Jahrs 

ein Organstreitverfahren gegen die Regelungen über die polizeiliche Zuverläs-

sigkeitsüberprüfung eingeleitet und zugleich einen Antrag auf Erlass einer einst-

weiligen Anordnung gestellt. Sie sind der Auffassung, dass die Regelungen ihre 

organschaftlichen Rechte als Fraktion und als Mitglieder des Landtags von Ba-

den-Württemberg verletzen. 

 

Über ein bereits im September 2019 eingeleitetes Organstreitverfahren nebst An-

trag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung gegen Regelungen der alten Fas-

sung der Hausordnung des Landtags betreffend die Durchführung polizeilicher 

Zuverlässigkeitsüberprüfungen hat der Verfassungsgerichtshof mit Beschluss 

vom 18. November 2019 (vorläufiges Rechtschutzverfahren) und mit Urteil vom 

26. April 2021 (Hauptsacheverfahren) entschieden (Az. 1 GR 58/19; vgl. die ent-

sprechenden Pressemitteilungen vom 21. November 2019 und vom 27. April 

2021). 

 

Wesentliche Erwägungen des Verfassungsgerichtshofs 

 

Der Verfassungsgerichtshof hat entschieden, dass der Antrag auf Erlass einer 

einstweiligen Anordnung unzulässig ist.  

 

Sechs der als Mitglieder der Fraktion und damit als Antragsteller genannten Ab-

geordneten sind mit dem Ende der 16. Legislaturperiode aus dem Landtag aus-

geschieden, so dass es ihnen aller Voraussicht nach am erforderlichen Rechts-

schutzbedürfnis für die im Hauptsacheverfahren begehrte Feststellung fehlt. Die 

übrigen Abgeordneten haben die Dringlichkeit der Sache nicht hinreichend sub-

stantiiert dargelegt. Insbesondere haben sie nicht vorgetragen noch ist sonst er-

sichtlich, dass sie nicht „überprüfte“ Mitarbeiter beschäftigen oder sich ihre „Be-

stands-Mitarbeiter“ einer erneuten Zuverlässigkeitsüberprüfung unterziehen 

müssten. Dass sie die Einstellung neuer Mitarbeiter beabsichtigen, haben sie 

ebensowenig vorgetragen.  
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Auch die antragstellende AfD-Fraktion des 16. Landtags von Baden-Württem-

berg hat die für den Erlass einer einstweiligen Anordnung erforderlichen drohen-

den schweren Nachteile oder andere wichtige Gründe nicht hinreichend substan-

tiiert dargelegt. Sie hat zwar vorgetragen, dass sie eine Neueinstellung von Mit-

arbeitern beabsichtige, jedoch nicht konkret dargelegt, welche Stellen hiervon 

betroffen seien. Eine befürchtete „permanente erkennungsdienstliche Überwa-

chung“ lässt sich den maßgeblichen Vorschriften der Hausordnung nicht entneh-

men. 

 

Ausblick 

 

Wann mit einer Entscheidung in der Hauptsache zu rechnen ist, lässt sich derzeit 

noch nicht absehen. 

 

Anhang: Auszug aus der Hausordnung des Landtags vom 25. September 
2019 in der Fassung vom 10. Februar 2021 

 
§ 9 Persönlicher Anwendungsbereich 
Die Vorschriften dieses Unterabschnitts gelten für die Beschäftigten der Frakti-
onen und der Abgeordneten. 
§ 10 Zutritt 
Die in § 9 genannten Personen haben Zutritt zum Haus des Landtags, zu den 
Häusern der Abgeordneten sowie zu den weiteren Gebäuden, in denen die 
Landtagsverwaltung untergebracht ist.  
§ 11 Reduzierte Zutrittsberechtigung; polizeiliche Zuverlässigkeitsüber-
prüfung 
(1) Zu Beginn des Beschäftigungsverhältnisses erhalten die in § 9 genannten 
Personen zunächst nur Zutritt zu dem Haus der Abgeordneten, in dem ihr Ar-
beitgeber untergebracht ist; im Übrigen gelten die §§ 3 bis 8 sinngemäß (redu-
zierte Zutrittsberechtigung). Vor Erweiterung auf andere Gebäude nach § 10 
wird zur Abwehr von Gefahren für Leib und Leben der Abgeordneten sowie aller 
im Landtag Anwesenden eine polizeiliche Zuverlässigkeitsüberprüfung nach 
Maßgabe von Absatz 2 durchgeführt. Die polizeiliche Zuverlässigkeitsüberprü-
fung erfolgt mit Einwilligung der Betroffenen. Eine erfolgreiche Sicherheitsüber-
prüfung nach dem Landessicherheitsüberprüfungsgesetz ersetzt die polizeili-
che Zuverlässigkeitsüberprüfung.  
(2) Das Landeskriminalamt führt die Zuverlässigkeitsüberprüfung durch und 
greift dabei ausschließlich auf vorhandene Daten in polizeilichen Informations-
systemen zurück. Einzelheiten zum Ablauf der Zuverlässigkeitsüberprüfung und 
zu den Entscheidungskriterien sind in den „Ausführungsvorschriften zur Durch-
führung einer Zuverlässigkeitsüberprüfung“ geregelt, die der Hausordnung als 
Anlage beigefügt sind. 
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§ 12 Erweiterung und Reduzierung der Zutrittsberechtigung 
(1) Die Erweiterung der Zutrittsberechtigung unterbleibt, wenn begründete 
Zweifel an der Zuverlässigkeit der antragstellenden Person bestehen oder wenn 
die Einwilligung in die polizeiliche Zuverlässigkeitsüberprüfung nicht erteilt 
wurde. Die Zutrittsberechtigung kann wieder reduziert werden, sollten sich be-
gründete Zweifel an der Zuverlässigkeit erst zu einem späteren Zeitpunkt erge-
ben. 
(2) Der Geheimschutzbeauftragte des Landtags wird mündlich informiert, wenn 
das Landeskriminalamt Zweifel an der Zuverlässigkeit einer Person hat. Der 
Geheimschutzbeauftragte hört die betroffene Person mündlich an. Können da-
bei die Zweifel ausgeräumt werden, endet das Verfahren mit dem Ergebnis 
„Keine Bedenken“. Können die Zweifel nicht ausgeräumt werden und hält die 
betroffene Person an ihrer Einwilligung fest, entscheidet die Landtagspräsiden-
tin oder der Landtagspräsident im Benehmen mit dem Präsidium. Der Geheim-
schutzbeauftragte trägt den Fall hierzu in abstrakter und anonymisierter Form 
vor. Über eine Entscheidung, die eine reduzierte Zutrittsberechtigung zur Folge 
hat, wird die betroffene Person vom Geheimschutzbeauftragten schriftlich unter 
Nennung der wesentlichen Gründe informiert und über den Rechtsbehelf be-
lehrt. 
§ 13 Landtagsausweis  
Personen mit reduzierter Zutrittsberechtigung wird kein Zutrittsberechtigungs-
ausweis ausgestellt. 

 
Der Verfassungsgerichtshof 
 
Der Verfassungsgerichtshof für das Land Baden-Württemberg entscheidet im 
Rahmen gesetzlich geregelter Verfahren über die Auslegung der Landesverfas-
sung. Die Entscheidungen ergehen regelmäßig durch neun Richterinnen und 
Richter. Drei Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs sind Berufsrichter. Drei Mit-
glieder müssen die Befähigung zum Richteramt haben. Bei drei weiteren Mitglie-
dern muss diese Voraussetzung nicht vorliegen. Der Verfassungsgerichtshof ent-
scheidet unter dem Vorsitz seines Präsidenten. Die Richterinnen und Richter des 
Verfassungsgerichtshofs sind ehrenamtlich tätig. 
 


